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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Stimmen Pressemeldungen, wonach die Bun- 

Hussing desregierung vorerst keine Mittel für Modell- 

versuche zur Bewegungspause am Arbeits- 
platz zur Verfügung stellen wird? 

2. Abgeordneter Wenn ja, was veranlaßt die Bundesregierung, 

Hussing entgegen der Aussage des Parlamentarischen 

Staatssekretärs Dorn vom 18. Juni 1971 keine 
Mittel für derartige Modellversuche bereitzu- 
stellen? 

Da der Nachweis der Staatsangehörigkeit bei 
Eheschließungen, wie er in Bayern und Baden- 
Württemberg gefordert wird, Flüchtlingen aus 
der DDR oft sehr schwer fällt, frage ich die 
Bundesregierung, ob es Bestrebungen gibt, 
hier einheitliches Recht für alle Bundesbürger 
zu schaffen? 

Aus welchen Gründen hat der Bundesminister 
des Innern den seitherigen Direktor des Bun- 
desinstituts für ostwissenschaftliche und inter- 
nationale Studien, Professor Boris Meissner, 
nicht wiederberufen? 

Welche Überlegungen wird die Bundesregie- 
rung den Berufungen der zwei oder drei wei- 
teren Direktoren an dem genannten Institut 
zugrundelegen? 

6. Abgeordneter Bis wann gedenkt die Bundesregierung, den 

Dr. Hauser bereits seit langem erwarteten Gesetzentwurf 

(Sasbach) zur Novellierung des Abhörgesetzes einzu- 

bringen, nachdem das Bundesverfassungsge- 
richt unter dem 15. Dezember 1970 die bis- 
herige Fassung teilweise für verfassungswi- 
drig erklärt und die FAZ schon unter dem 
11. März 1971 mitgeteilt hat, das Bundes- 
innenministerium bereite eine Änderung des 
Abhörgesetzes vor, um das Gesetz in Einklang 
mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zu bringen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung für den 
Bereich der Bundesverwaltung den Beschluß 
des Senats der Freien- und Hansestadt Ham- 
burg vom 23. November 1971, wonach Ange- 
hörige rechts- oder linksradikaler Gruppen 
nicht mehr zu Beamten auf Lebenszeit ernannt 
werden können? 


7. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


5. Abgeordneter 

Picard 


4. Abgeordneter 

Picard 


3. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 
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8. Abgeordneter Welche konkreten Maßnahmen beabsichtigt 

Wagner die Bundesregierung zu unternehmen, nach- 

(Günzburg) dem der Bundesinnenminister in einer Rede 

vor dem 8. Deutschen Beamtentag des DGB 
am 11. November 1971 geäußert hatte: „Für 
politische Extremisten ist im öffentlichen 
Dienst kein Platz"? 

9. Abgeordneter Inwieweit haben in den letzten zehn Jahren 

Dr. Götz Beamte auf Lebenszeit von der Pensionie- 

rungsmöglichkeit mit dem vollendeten 62. Le- 
bensjahr Gebrauch gemacht? 

10. Abgeordneter Wie hoch beläuft sich die Pensionierungslast 
Dr. Götz auf Grund der Pensionierung mit dem 62. Le- 

bensjahr in den einzelnen Jahren und insge- 
samt für den Bund (einschließlich Deutscher 
Bundespost und Deutscher Bundesbahn), die 
Länder und die Gemeinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

11. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß mehrere 

Dr. Arndt Bundesländer im Bundesrat eine Gesetzes- 

(Hamburg) initiative zu ergreifen beabsichtigen, um das 

Inkrafttreten der §§ 64 und 65 des Zweiten 
Gesetzes zur Reform des Strafrechts vom 
4. Juli 1969 (BGBl. I S. 717) auf den 1. Januar 
1976 zu verschieben? 

12. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung eine solche 

Dr. Arndt Initiative im Hinblick auf die Bedeutung der 

(Hamburg) §§64 und 65 StGB n. F. für die Große Straf- 

rechtsreform? 

13. Abgeordneter Ist es richtig, daß in der Rechtsprechung die 

Rollmann Weigerung der nichtehelichen Mutter, den 

Namen des- Vaters ihres Kinder zu nennen, 
häufig zur Ablehnung ihres Antrags auf Auf- 
hebung der Amtspflegschaft führt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 

14. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Kaffka — wie in einer Anzeige des HUK-Verbandes 

behauptet wird — das Bundesaufsichtsamt für 
das Versicherungs- und Bausparwesen die 
Kfz- Versicherer für die am 1. August 1971 er- 
folgte Prämieneihöhung angewiesen hat, auch 
von den Versicherungsnehmern, die ihre ver- 
traglich vereinbarte Leistung (nämlich die 
Zahlung der Jahresprämie für eine über den 
1. August hinausreichende Versicherungspe- 
riode) bereits erbracht hatten, anteilig die er- 
höhte Prämie zu verlangen? 
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15. Abgeordneter 

Kaffka 


16. Abgeordneter 

Wolfram 


17. Abgeordneter 

Wolfram 


18. Abgeordneter 

Pohlmann 


19. Abgeordneter 

Pohlmann 


20. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


21. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Hat die Bundesregierung auf Grund des Gut- 
achtens des Forschungsinstituts für Wirt- 
schaftspolitik an der Universität Mainz über 
„Möglichkeiten zur Verstärkung des Wettbe- 
werbs im Bereich der Kfz- Versicherung" die 
Absicht, die Genehmigungspflicht in der Kfz- 
Versicherung aufzuheben, um damit auch in 
dieser Sparte jegliche Ansätze zu einer staat- 
lichen Preisbildung oder die Vermutung einer 
solchen Handhabung für die Zukunft auszu- 
schließen? 

Hat die Bundesregierung präzisere Kenntnisse 
über Arten, Umfang (einschl. Wirkung auf 
Preissteigerungsraten) und Aufklärungen von 
Submissionskartellen im Bausektor als diese 
Tatbestände z. Z. in der Öffentlichkeit be- 
kannt sind (vgl. z. B. Die Zeit Nr. 40 vom 
1. Oktober 1970, S. 40), und gedenkt sie die 
Namen der beteiligten Firmen über die Kar- 
tellbehörde zu veröffentlichen? 

Hält die Bundesregierung die verhängten 
Geldbußen angesichts der Sozialschädlichkeit 
des Verhaltens für adäquat, und welche wei- 
tere Maßnahmen gedenkt sie zur Bekämpfung 
von Submissionskartellen im Bausektor zu er- 
greifen? 

Billigt es die Bundesregierung, daß durch 
die vom Ministerrat der Europäischen Gemein- 
schaften beschlossenen und ab 1. Juli 1971 
in Kraft getretenen allgemeinen Zollpräfe- 
renzen für Entwicklungsländer inländische 
— besonders auch mittelständische — Indu- 
striezweige einem bisher nicht vorhandenen 
sehr intensiven Konkurrenzdruck aus ver- 
schiedenen auf Teilgebieten durchaus kon- 
kurrenzfähigen Entwicklungsländern (z. B. 
Jugoslawien) ausgesetzt sind? 

Welche Maßnahmen stehen der Bundesregie- 
rung zur Verfügung, um den auf diese Weise 
den betroffenen Firmen ■ — - und damit mittel- 
bar der Volkswirtschaft — entstandenen Scha- 
den zu ersetzen bzw. zukünftig entstehenden 
Schaden abzuwenden? 

Ist die Meldung der Zeitschrift „fest" vom 
November 1971 zutreffend, wonach das Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Finanzen 
beabsichtige, ähnlich der Verkehrssünderkar- 
tei in Flensburg bei dem Bundesamt für ge- 
werbliche Wirtschaft in Frankfurt eine Zen- 
tralkartei für „sündige" Kaufleute einzurich- 
ten? 

Hält die Bundesregierung die von der Gemein- 
schaft zum Schutz der deutschen Sparer ge- 
schätzten realen Vermögensverluste der Spa- 
rer durch Preissteigerungen im Jahre 1971 in 
Höhe von 23 Milliarden DM für zutreffend? 
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22. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung, um 

Schedl dafür zu sorgen, daß bei der öffentlichen Auf- 

tragsvergabe die mittelständischen Unter- 
nehmen entsprechend berücksichtigt werden? 

23. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundsregie- 

Schedl rung, gerade in strukturschwachen Gebieten 

den dortigen mittelständischen Unternehmen 
eine besondere zusätzliche Berücksichtigung 
bei der öffentlichen Auftragsvergabe zu ge- 
währen? 

24. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 

Dr. Fuchs des Sachverständigenrats der Bundesregierung 

für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung zu, 
daß der Abschwung der Wirtschaft und die 
Einleitung eines neuen Aufschwungs beson- 
ders geeignet sind, die beabsichtigte regionale 
Strukturpolitik durchzusetzen? 

25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Zeichen 

Dr. Fuchs des konjunkturellen Rückgangs alle geeigne- 

ten Schritte zu unternehmen, um in wirtschaft- 
lich schwachen Räumen, insbesondere im Zo- 
nenrandgebiet, durch die Bereitstellung von 
zusätzlichen Mitteln, besonders für den Bun- 
desstraßenbau, die Infrastruktur nachhaltig zu 
verbessern und die Wirtschaftskraft zu heben? 

26. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit dem Sinn und 

Dr. Schmidt Zweck des Berlinförderungsgesetzes vereinbar, 

(Wuppertal) daß in der Rechtsform einer GmbH & Co KG 

betriebene Leasing-Gesellschaften, die sich mit 
der Vermietung von Antiquitäten und ähn- 
lichen Wirtschaftsgütern in Berlin befassen, 
ihren Kommanditisten Verlustzuweisungen 
über 200 v. H. versprechen können? 

27. Abgeordneter Wenn die vorstehende Frage verneint wird, 

Dr. Schmidt gedenkt die Bundesregierung gegen eine sol- 

(Wuppertal) che Ausnutzung des Berlinförderungsgesetzes 

Maßnahmen zu ergreifen, und welche Maß- 
nahmen kommen hierfür in Betracht? 

28. Abgeordneter Von welchen Mittelpreisen des Verbrauchs- 

Offergeld orts sind die Finanzämter der Landeshaupt- 

städte im ersten Halbjahr 1971 bei Anwen- 
dung des Abschnitts 15 Abs. 1 der Lohn- 
steuer-Richtlinien ausgegangen? 

29. Abgeordneter Ist die Bundesregierung — unabhängig von 

Offergeld der Überprüfung des Problems im Rahmen 

der Steuerreform — bereit, den Bundesländern 
im Interesse der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung zu empfehlen, den Finanzämtern 
alljährlich für die wichtigsten Städte die Rah- 
mensätze der Mittelpreise von Kantinenmahl- 
zeiten mitzuteilen? 
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30. Abgeordneter Sind Verlautbarungen richtig, daß die Be- 
Meinike Stimmung des § 164 a der Reichsabgabenord- 

(Oberhausen) nung keine Anwendung mehr findet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


31. Abgeordneter Trifft die Aussage der gemeinnützigen Land- 

Dr. Früh gesellschaften zu, daß die Durchführung des 

einzelbetrieblichen Förderungsprogramms auf 
zunehmende und unerwartete Schwierigkeiten 
stößt, und wie erklärt sich die Bundesregie- 
rung diesen Tatbestand? 

32. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die daraus resultie- 

Dr. Früh renden Befürchtungen bestätigen, daß beim 

derzeitigen Stand die in das Ertl-Programm 
gesetzten Hoffnungen nicht realisiert werden 
können? 

33. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Senkung des 

Dr. Ritz Mehrwertsteuersatzes von 18% auf 6% für 

Mineraldünger in Belgien, wie sie ab 1. No- 
vember 1971 wirksam wird, eine zusätzliche 
Wettbewerbsverzerrung im Bereich der ge- 
meinsamen Agrarpolitik? 

34. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, gegen diese 

Dr. Ritz Wettbewerbsverzerrung bei den Organen der 

Europäischen Gemeinschaften vorzugehen oder 
für den Fall, daß diese Bemühungen erfolglos 
bleiben, für die deutschen landwirtschaftlichen 
Produzenten eine Entlastung auf der Kosten- 
seite durch Senkung des Mehrwertsteuersatzes 
auf der Endverbraucherstufe bei Mineraldün- 
gern durch eine entsprechende Gesetzesvor- 
lage herbeizuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

35. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, im Zuge 
Bredl der Öffnung der Rentenversicherung für Haus- 

frauen, Selbständige und deren Familienan- 
gehörigen zugleich eine Öffnung der Renten- 
versicherung für die Mitglieder der Ordens- 
gemeinschaften der öffentlich-rechtlich an- 
erkannten Religionsgemeinschaften vorzu- 
schlagen, und ist der Bundesregierung be- 
kannt, daß bei den Mitgliedern dieser Ordens- 
gemeinschaften ein wachsendes Bedürfnis für 
eine zeitgemäße Alterssicherung entsteht? 
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36. Abgeordneter Ist es richtig, daß für die Gemeinschaftsauf- 

Zander gäbe „Verbesserung der regionalen Wirt- 

schaftsstruktur" zur Verfügung stehende Mit- 
tel durch die Bundesanstalt für Arbeit ge- 
kürzt worden sind? 

37. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung insbeson- 

Meinike dere im Hinblick auf angekündigte Betriebs- 

(Oberhausen) Stillegungen die Arbeitsplatzsituation in der 

westdeutschen Stahlindustrie? 

38. Abgeordneter Ist es richtig, daß Ersatzdienstleistenden im 

Schmidt Gegensatz zu Wehrdienstleistenden kein Son- 

(München) derurlaub für Maßnahmen der politischen Bil- 

dung gewährt wird? 

39. Abgeordneter Hält die Bundesregierung diese Ungleich- 

Schmidt Behandlung von Wehrdienst- und Ersatzdienst- 

(München) leistenden für vertretbar? 

40. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die gesetz- 

Dr. Slotta liehe Krankenversicherung für Studierende zu 

öffnen? 

41. Abgeordneter Durch welche Maßnahmen und in welcher 

Ziegler Form hat die Bundesregierung die Bemühun- 

gen zur Vermeidung und zur Beendigung des 
Arbeitskampfs in der Metallindustrie unter- 
stützt? 

42. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Vorsorge getroffen, 

Frau Kalinke daß die Träger der gesetzlichen Krankenver- 

sicherung, die einem Teil ihrer Versicherten 
„teilweise Kostenerstattung" gewähren, den 
Nachweis darüber führen, daß die Gleichbe- 
handlung aller Versicherten gewährleistet ist, 
daß also Versicherte, die auf Krankenschein 
behandelt werden, nicht gegenüber solchen 
Versicherten benachteiligt werden, die von 
der Wahlfreiheit Gebrauch machen — und 
zwar hinsichtlich der Arzneien für Versicherte 
und deren mitversicherte Familienangehörige, 
der ärztlichen Behandlung der Versicherten 
und deren mitversicherten Familienangehöri- 
gen, sowie für Verwaltungskosten, die den 
Versicherungsträgern durch die Prüfung und 
Abrechnung der Privatrechnungen zwecks Ko- 
stenerstattung entstehen? 

43. Abgeordnete Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 

Frau Kalinke daß die Versicherungsträger die Ausgaben 

für die „teilweise Kostenerstattung" getrennt 
buchen um sicherzustellen, daß alljährlich bei 
der Veröffentlichung der Rechnungsergebnisse 
der Träger der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung der Nachweis der Gleichbehandlung aller 
Versicherten geführt werden kann? 
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44. Abgeordneter Ist die in der Öffentlichkeit vertretene An- 
Dr. Schellenberg nähme, daß sich „das Vermögen der Renten- 
versicherung von 132 Milliarden DM im Jahre 
1985 auf annähernd rund 200 Milliarden DM 
erhöhen würde" realistisch? 

45. Abgeordneter Ist die Meldung in der „Süddeutschen Zeitung" 

Dr. Böhme vom 21. Oktober 1971 (Nr. 257 S. 25) zutref- 

fend, wonach Bundesarbeitsminister Arendt in 
einem Journalistengespräch zu verstehen ge- 
gegeben hat, daß künftig zu erwägen sei, Lei- 
stungsverbesserungen im unteren Bereich der 
Renteneinkünfte — bei allgemein unveränder- 
ten Beitragssätzen für Hoher- und Kleinver- 
diener — zu Lasten der Bezieher hoher Ren- 
teneinkünfte zu erreichen? 

46. Abgeordnetei Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 

Dr. Böhme ren, daß bei Realisierung solcher Pläne, die 

auf eine Umverteilung der Leistungsstruktur 
in der gesetzlichen Rentenversicherung und 
auf eine Nivellierung der Höchstrenten hin- 
auslaufen, die Versorgungslücke vor allem der 
leitenden Angestellten und der freiberuflich 
und selbständig Tätigen noch größer wird, 
obwohl auch deren Renten beitragsgerecht 
ermittelt werden und in derselben Relation 
zum letzten Monatsverdienst stehen wie die 
kleinerer Rentenbezieher? 

47. Abgeordneter In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 

Wende rung, Mißstände für Zivildienstleistende ab- 

zustellen, die, wie es in einem Fall im Bereich 
des Regierungspräsidiums Nordwürttemberg 
geschehen ist, bei der Übernahme der Unter- 
haltssicherung zwischen Antragstellung und 
positivem Bescheid Verzögerungen von bis zu 
acht Monaten in Kauf nehmen müssen und in 
dieser Zeit ernsthaft um ihre soziale Sicherung 
besorgt sein müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

48. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Jungmann es nach dem heutigen Stand der wissenschaft- 
lichen Erkenntnis nicht vertretbar ist, von der 
Wirkung einzelner in Arzneimitteln enthal- 
tenen Stoffe auf die generelle Unschädlich- 
keit und Wirksamkeit der Stoffe in einer 
neuen Arzneispezialität zu schließen? 

49. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, entspre- 
Dr. Jungmann chend den wissenschaftlichen Erkenntnissen 

bei der Novellierung des deutschen Arznei- 
mittelgesetzes, insbesondere bei der Neuan- 
meldung von Arzneispezialitäten, den moder- 
nen Erfordernissen der Arzneimittelsicherheit 
und Arzneimittelwirksamkeit Rechnung zu 
tragen? 
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50. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Strohmayr Landwirtschaft und den sog. Tierfabriken 

durch Heilmittelmißbrauch das Wachstum von 
Tieren, die für die menschliche Ernährung be- 
stimmt sind, künstlich gesteigert wird und 
dadurch die menschliche Gesundheit in unver- 
antwortlichem Maße gefährdet wird? 


51. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
Strohmayr regierung, über das Lebensmittelgesetz, das 

Arzneimittelgesetz, das Futtermittelgesetz und 
eine strengere Gerichtsbarkeit zu ergreifen, 
um dem gewinnsüchtigen Treiben Unverant- 
wortlicher auf Kosten der Gesundheit des Ver- 
brauchers schon bald Einhalt zu gebieten? 


52. Abgeordneter Inwieweit ist die Bundesregierung dem Er- 
Rollmann suchen des Deutschen Bundestages aus dem 

Jahre 1967 nachgekommen, „eine bundesein- 
heitliche Jugendhilfe-Statistik auf der Grund- 
lage einheitlicher Begriffe anzustreben, in die 
die freien Träger der Jugendhilfe mit einbe- 
zogen werden 1 '? 


53. Abgeordneter Entsprechen die in der Illustrierten Quick, 

Seefeld Ausgabe 47 vom 17. November 1971, aufge- 

stellten Behauptungen über katastrophale 
Mißstände in deutschen Krankenhäusern bei 
der Aufnahme von Notfallpatienten den Tat- 
sachen, und wenn ja, was gedenkt die Bundes- 
regierung zur Verbesserung der Situation zu 
tun? 


54. Abgeordnete In welchem Umfang befaßt sich die Wissen- 
Frau Dr. Diemer- schaft in der Bundesrepublik Deutschland mit 
Nicolaus der „Mehr schritt-Therapie gegen Krebs" von 

Manfred von Ardenne? 


55. Abgeordnete Ist es richtig, daß die Krebsforscher der Bun- 
Frau Dr. Diemer- desrepublik Deutschland dieses Krebs-Mehr- 
Nicolaus schritt-Therapie-Konzept ignorieren (siehe 

FAZ vom 13. November 1971)? 


56. Abgeordneter Treffen die Meldungen von verschiedenen 

Josten Tages- bzw. Wochenzeitungen zu (z. B. Bild- 

Zeitung, 25. November d. J.) , wonach in der 
Bundesrepublik Deutschland 20 000 Tote an 
Lungenkrebs im Jahr zu beklagen sind und 
diese Zahl entscheidend durch zu starkes 
Rauchen entstanden ist? 


57. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die genauen Zahlen 
Josten der Lungenkrebskranken in der Bundesrepu- 

blik Deutschland bekannt? 
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58. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
Dr. Arnold Altersforschung, die nach Auffassung des Ver- 

bands der niedergelassenen Ärzte Deutsch- 
lands zu kurz kommt, obwohl heute dreimal 
so viele über 65 Jahre alte Menschen im 
Bundesgebiet leben als vor 100 Jahren, da- 
durch zu fördern, daß sie auf die Gründung 
eines Universitätsinstituts und eines Lehr- 
stuhls für Altersforschung (Gerontologie) hin- 
wirkt? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

59. Abgeordneter Welche Gründe haben zur Einstellung des 

Wohlrabe Flugverkehrs mit größeren Maschinen durch 

die „modern air" auf der Strecke Berlin — 
Saarbrücken — Berlin geführt? 

60. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Wohlrabe eine Verstärkung des Fluglinienverkehrs 

durch alliierte Gesellschaften und damit auch 
der „modern air M von und nach Berlin zu er- 
reichen? 

61. Abgeordneter Aus welchen Gründen dürfen die neu einge- 

Dr. Evers richteten Intercity-Züge nicht mit Zeitkarten 

benutzt werden? 

62. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu 

Dr. Evers tragen, daß zum schnellstmöglichen Zeitpunkt 

Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 
daß auch Berufstätige, die als Zeitkartenin- 
haber die Deutsche Bundesbahn besonders 
häufig in Anspruch nehmen, die Möglichkeit 
zur Benutzung der Intercity-Züge erhalten? 

63. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 

Lemmrich Äußerung des Bundesverkehrsministers, die 

Deutsche Bundesbahn müßte in Anbetracht 
ihrer Finanzsituation eigentlich den Weg zum 
Konkursrichter antreten, der Deutschen Bun- 
desbahn bei der Aufnahme weiterer Kredite 
besonders förderlich ist? 

64. Abgeordneter Was erwartet die Bundesregierung von der 

Dr. Apel ab 1. Januar 1972 vorgeschriebenen Mitfüh- 

rung von Verbandmaterial in allen PKW an- 
gesichts der Tatsache, daß bisher nur eine 
Minderheit aller Autofahrer an einem „Erste- 
Hilfe-Kursus" bzw. an der Ausbildung der 
„Sofortmaßnahmen am Unfallort " teilgenom- 
men hat und sich das auch in Zukunft ohne 
entsprechende Initiativen nicht ändern wird? 
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65. Abgeordneter 

Dr. Apel 


66. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

67. Abgeordneter 

Wende 


68. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


69. Abgeordneter 

Niegel 


70. Abgeordneter 

Niegel 


Ist die Bundesregierung bereit, durch eine 
entsprechende Initiative sicherzustellen, daß 
bei Fahrprüfungen beigefügte Bescheinigungen 
über die Teilnahme an einem „Erste-Hilfe- 
Kursus" nur dann zur Befreiung von dem vor- 
geschriebenen Kursus über „Sofortmaßnah- 
men am Unfallort" berechtigen, wenn der 
„Erste-Hilfe-Kursus" nicht länger als fünf 
Jahre zurückliegt? 

Kann die Bundesregierung Angaben über die 
Erfahrungen der Deutschen Bundesbahn in 
bezug auf das Intercity-Netz machen? 

Welche gesetzlichen Maßnahmen erwägt die 
Bundesregierung gegen Bürger, die die Luft 
verschmutzen, in dem sie in der nunmehr an- 
gebrochenen kalten Jahreszeit den Motor ihres 
Kraftfahrzeugs für längere Zeit im Leerlauf in 
Betrieb halten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß neue 
Betriebe im ostbayerischen Zonenrandgebiet 
mit Fernmeldeeinrichtungen nur unzureichend 
versorgt werden können, und ist deshalb die 
Bundesregierung im Interesse der notwendi- 
gen Verbesserung der Wirtschafts Struktur be- 
reit, entsprechende Sofortmaßnahmen zu tref- 
fen? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 25. November 1971 zu, daß 
der SED-Propagandachef Norden zum Besuch 
des DKP-Parteitags in Düsseldorf mit einem 
Sonderwagen der Deutschen Reichsbahn ein- 
getroffen ist, und welche Vereinbarungen oder 
Kontakte zwischen der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Reichsbahn liegen dem zu 
Grunde? 

Wie vereinbart die Bundesregierung diese 
Behandlung mit Artikel 3 des Grundgesetzes, 
oder ist Herr Norden in einer anderen Eigen- 
schaft in das Bundesgebiet eingereist, die in 
den Augen der Bundesregierung eine heraus- 
gehobene Behandlung rechtfertigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

71. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts der Tat- 
Bredl sache, daß z. B. in Stadtgebieten wie München 

der durch Ofenheizung verursachte Abgasan- 
teil bereits 15°/o des Gesamtgasausfalls be- 
trägt, bereit, den § 15 Abs. 1 Satz 2 der Bau- 
nutzungsverordnung dahin gehend zu konkre- 
tisieren, daß zu den unzumutbaren Störungen 
im Sinne dieser Vorschrift, insbesondere in 
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Wohngebieten, die Einzelofenheizung gehört 
mit der Folge, daß neu geplante Bauvorhaben 
nur noch mit abgasfreien Beheizungsarten wie 
Strom oder Gas oder auch mit einem Anschluß 
an eine Fernheizung zulässig sind oder als 
Sofortmaßnahme für den Umweltschutz eine 
andere entsprechend wirksame Regelung zu 
treffen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zu- 
nehmendem Maß Althäuser aufgekauft wer- 
den, um sie als Eigentumswohnungen den 
Mietern zu überhöhten Preisen anzubieten und 
diese somit vor die Wahl zu stellen, entweder 
zu kaufen oder auszuziehen? 

73. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundes- 

Meister regierung treffen zu müssen und treffen zu 

können, um Mißbrauch zu verhindern? 

74. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in dem Leit- 

Erpenbeck artikel des vom Bundesminister für Städtebau 

und Wohnungswesen herausgegebenen Bun- 
desbaublatts (Heft 8 S. 353) vertretene Auf- 
fassung, daß die im Städtebauförderungsge- 
setz festgelegte Privatisierungspflicht zugun- 
sten von weiten Kreisen der Bevölkerung 
„eine christliche Illusion" bleiben wird? 

75. Abgeordneter Ist diese Äußerung von einem Angehörigen 

Erpenbeck des Ministeriums mit Billigung des Bundes- 

ministers abgegeben worden, und bedeutet sie 
nicht eine Aufforderung an die Gemeinden zu 
gesetzes widrigem Verhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


76. Abgeordneter 

Spillecke 


77. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Büchner Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz, Dr. 

Kohl, daß es sich bei dem Kernkraftwerk in 
Biblis im Vergleich zum geplanten Kernkraft- 
werk der BASF in Ludwigshafen um „das 
gleiche Modell — bloß in einer anderen Di- 
mension — 11 handele und daß eine Genehmi- 
gung des einen (Biblis) und eine Sicherheits- 
überprüfung des anderen (BASF) „nicht sach- 
orientiert" sei? 


Trifft die Meldung der NRZ vom 9. November 
1971 zu, nach der in der Universitätsdruckerei 
der Ruhruniversität Bochum Betriebszeitungen 
der DKP — Maoisten/Leninisten sowohl für 
Betriebe im Bereich der Stadt Bochum als auch 
für den übrigen Bereich des Ruhrgebiets her- 
gestellt werden? 


72. Abgeordneter 

Meister 
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78. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob es bisher 

Büchner in anderen Ländern für vergleichbar dicht be- 

siedelte Standorte wie denjenigen in Ludwigs- 
hafen (BASF) Genehmigungen für Kernkraft- 
werke gibt? 

79. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Bardens eine Genehmigung des Kernkraftwerkes BASF 

in Ludwigshafen zu ermöglichen? 

80. Abgeordneter Hat die Bundesregierung ihre abweichende 

Haehser Auffassung zum Kernkraftwerk der BASF 

gegenüber derjenigen, die der Ministerpräsi- 
dent von Rheinland-Pfalz am 26. Mai 1971 im 
Landtag von Rheinland-Pfalz vertrat, erneut 
deutlich gemacht? 

81. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 

Haehser geben, ob die Reaktorsicherheitskommission 

im Verfahren der atomrechtlichen Genehmi- 
gung des BASF-Kraftwerks den Standpunkt 
der Bundesregierung teilte, wonach zusätzliche 
Sicherheitsmaßnahmen notwendig sind, oder 
ob sie eher dem Standpunkt der Landesregie- 
rung Rheinland-Pfalz zuneigte, wonach eine 
Genehmigung des BASF-Kernkraftwerks ohne 
zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen für die Be- 
völkerung möglich gewesen wäre? 

82. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung der 

Brandt Landesregierung Rheinland-Pfalz, die nach der 

(Grolsheim) Aussage des Ministerpräsidenten von Rhein- 

land-Pfalz in der Landtagsdebatte in Mainz 
vom 26. Mai 1971 offenbar eine Genehmigung 
des Kernkraftwerks der BASF ohne weitere 
Sicherheitsmaßnahmen für richtig hält? 


83. Abgeordneter Warum hat der Bundesminister für Bildung 

Brandt und Wissenschaft, nachdem das notwendige 

(Grolsheim) atomrechtliche Verfahren unter Beteiligung 

aller zuständigen Stellen planmäßig abge- 
wickelt werden konnte, die seinerseits erfor- 
derliche Zustimmung zu dem Vorhaben zu- 
nächst um zwei Jahre zurückgestellt, wie die 
Landesregierung in der Beantwortung der 
großen Anfrage der Gruppe der FDP, Druck- 
sache 7194 mit Datum vom 23. September 1971 
zur Frage 8 ausgeführt hat? 

84. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, aus der 

Kahn- Tatsache Konsequenzen zu ziehen, daß die bis- 

Ackermann herigen mißglückten Experimente mit der 

Europa II Rakete im Endergebnis zu techni- 
schen Lösungen führen, die weit hinter tech- 
nologischen Lösungen in der UdSSR und in 
den USA liegen? 
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85. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die neuer- 

Kahn- liehe Bereitschaft der US-Regierung einzu- 

Ackennann gehen, sehr viel billigere und bessere Träger 

für ein weit gefächertes europäisches oder 
nationales Satellitenprogramm zu liefern? 

86. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 

Schirmer arbeit mit den Bundesländern und der „Staat- 

lichen Zentralstelle für Fernunterricht der Län- 
der der Bundesrepublik" in Köln zu prüfen, 
ob in die Ausbildung durch Fernstudium auch 
Sportpädagogen einbezogen werden können, 
damit künftig der Sportunterricht in den 
Schulen verstärkt, zumindest aber nach den 
Stundentafeln erteilt wird? 

87. Abgeordneter Besitzt die Bundesregierung Informationen, 

Sdürmer in welchen Staaten — evtl, mit welchen Er- 

gebnissen und Erfahrungen — Sportpädagogen 
im Fernstudium ausgebildet werden? 

88. Abgeordneter Welche Mittel wurden für die Gutachten des 

Dr. Probst Battelle-Instituts, der Prognos AG, des Zen- 

trums Berlin für Zukunftsforschung und der 
Studiengruppe für Systemforschung über Me- 
thoden der Prioritätenbestimmung im einzel- 
nen aufgewendet? 

89. Abgeordneter Welche Folgerungen hat die Bundesregierung 

Dr. Probst aus den Gutachten zur „Methoden der Priori- 

tätenbestimmung " für die praktische Gestal- 
tung ihrer Forschungspolitik gezogen? 

90. Abgeordneter Trifft es zu, daß zur Koordinierung der wis- 

Dr. Hubrig senschaftlich-technischen Zusammenarbeit in- 

nerhalb der EWG und über die EWG hinaus 
ein Ausschuß mit einem eigenen Sekretariat 
im Gefolge des Ministerrats auf französischen 
Vorschlag eingerichtet und damit eine Gegen- 
institution zur Generaldirektion Forschung 
und Technologie der EWG gegründet wird? 

91. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß 

Dr. Hubrig dieser Ausschuß die bereits bestehenden In- 

stitutionen blockiert und langfristig zu einer 
Erschwerung der europäischen Zusammenar- 
beit führen wird? 

92. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Hansen Sache, daß der stellvertretende griechische 

Ministerpräsident, Stylianos Pattakos, am 
9. November 1971 in der Zeitung ESTIA 
einen Brief veröffentlichen ließ, in dem er u. a. 
von „griechischen Schulen in Westdeutsch- 
land" und von der „Aufsicht" und „Anleitung" 
der in der Bundesrepublik Deutschland tätigen 
griechischen Lehrer spricht? 
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93. Abgeordneter Wie vereinbart sich der Inhalt eines internen 
Hansen Rundschreibens an die „verantwortlichen Leh- 

rer der Schulen in Westdeutschland" des „Er- 
ziehungsattaches-Sdiulrat von Bonn", E. Ema- 
nouilidis, vom 16. September 1971, in dem 
die „verantwortlichen" Lehrer dazu auf ge- 
fordert werden, eine Auswahl „geeigneter" 
Personen zur Einsetzung als Mitglieder der 
Klassenpflegschaften vorzunehmen und dar- 
über an die griechische Botschaft zu berichten, 
mit der auf meine schriftliche Frage vom 
9. Oktober 1970 erteilten Antwort, wonach 
zumindest die Dienstaufsicht über Ausländer- 
kinder an deutschen Schulen durch deutsche 
Behörden ausgeübt werde? 


94. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung den fach- 
Frau von Bothmer liehen Erfolg des mit finanzieller Unterstüt- 
zung des Bundes vom 5. bis 11. August 1971 
in Bonn durchgeführten 13. Weltkongresses 
der Omep (Organisation Mondiale d'Educa- 
tion Pressolaire)? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


95. Abgeordneter War nach Ansicht der Bundesregierung die 
Hödierl Äußerung des Bundeskanzlers vor dem SPD- 

Parteitag am 18. November 1971, „die Bundes- 
republik Deutschland leidet auch nicht gleich 
Schaden, wenn mal gestreikt wird", geeignet, 
die Bemühungen um eine Vermeidung des 
am 22. November beginnenden Arbeitskamp- 
fes in der Metallindustrie zu unterstützen? 


96. Abgeordneter Würde die Bundesregierung einen Verstoß 
Höcherl gegen die Neutralität gegenüber den Tarif- 

partnern in einem Tarifkonflikt darin sehen, 
wenn der Bundeskanzler statt dessen auf die 
harten Auswirkungen eines Arbeitskampfes 
für die unmittelbar und mittelbar betroffenen 
Arbeitnehmer und deren Familien hingewiesen 
und in einem ernsten Appell an beide Seiten 
zur Einigung in letzter Stunde aufgerufen 
hätte? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


97. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Haben von albanischer Seite Initiativen die 
Bundesregierung erreicht, in denen ein Inter- 
esse an der Aufnahme diplomatischer Bezie- 
hungen angedeutet wurde, und wie hat die 
Bundesregierung darauf reagiert, bzw. wie ge- 
denkt sie darauf zu reagieren? 
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98. Abgeordneter Trifft die Meldung der „Frankfurter Allge- 

Dr. Riedl meinen Zeitung" vom 16. November 1971 zu, 

(München) daß ein Mitglied der polnischen Handelsmis- 

sion als Mitarbeiter eines polnischen Geheim- 
dienstes entlarvt und zum Verlassen der 
Bundesrepublik Deutschland aufgefordert wor- 
den sei, die Bundesregierung mit Rücksicht 
auf die deutsch-polnischen Beziehungen auf 
einen Protest verzichtet habe, und — bejahen- 
denfalls — wie vereinbart die Bundesregie- 
rung ihr Verhalten mit der Verpflichtung, das 
Bundesgebiet in größtmöglichem Umfang von 
ausländischer Geheimdiensttätigkeit freizu- 
halten? 

99. Abgeordneter Welche Konsequenz zieht die Bundesregie- 

Reddemann rung aus der Erklärung des dänischen Regie- 

rungschefs Jens Otto Krag, daß die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft nicht in eine 
politische Union der freien Staaten Europas 
einmünden solle? 

100. Abgeordneter Wann ist mit dem Inkrafttreten der neuen 

Dr. Schmitt- Verordnung über den Erholungs- und Heimat- 

Vockenhausen Urlaub der im Ausland tätigen Bundesbeamten 

nach dem Vorschlag der Kommission für die 
Reform des Auswärtigen Dienstes zu rechnen? 

101. Abgeordneter Wie ist der Stand der Schaffung einer Perso- 

Dr. Sdimitt- nalreserve für die einzelnen Gruppen des Aus- 

Vockenhausen wärtigen Dienstes? 

102. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich im Rat 

Dr. Jahn der EWG für die Erweiterung der Zuständig- 

(Braunschweig) keiten und Befugnisse des Europäischen Par- 
laments durch Beteiligung des Parlaments 
an den Entscheidungen über normative Rechts- 
akte der Gemeinschaft, also am Gesetz- 
gebungsverfahren im weitesten Sinne einzu- 
setzen? 

103. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich beim 

Dr. Jahn Ministerrat dafür einzusetzen, daß alle inter- 

(Braunschweig) nationalen Abkommen der Gemeinschaft durch 

das Europäische Parlament ratifiziert werden? 

104. Abgeordneter Wie nimmt die Bundesregierung zu der Ant- 

Roser wort der Kommission der Europäischen Ge- 

meinschaften vom 13. Oktober 1971 auf die 
schriftliche Anfrage des Abgeordneten Werner 
Stellung, in der festgestellt wird, auf dem Ge- 
biet der technischen und finanziellen Hilfe be- 
stehe gegenwärtig keine Koordinierung auf 
Gemeinschaftsebene? 

105. Abgeordneter Entsprechen die Pressemeldungen den Tat- 

Schmidt Sachen, daß seitens der polnischen Regierung 

(Kempten) die Aussiedlungsaktion vorerst gestoppt ist? 
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106. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Lemmridi die jüngsten Angriffe der „Prawda" und des 

Organs der Roten Armee, der „Rote Stern", 
auf die Bundeswehr über die die Neue Zürcher 
Zeitung vom 18. November 1971 berichtete, 
mit dem Geist des deutsch-sowjetischen Ver- 
trags vereinbar ist und mit der von beiden 
Seiten bekundeten Absicht auf Entspannung? 

107. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, die 

Dr. Arnold Störungen der in Israel durchgeführten Deut- 

schen Kulturwoche seien zu vermeiden gewe- 
sen, wenn man die Veranstaltung nicht ver- 
früht, sondern nach längerer, sorgfältigerer 
Vorbereitung zu einem späteren Zeitpunkt 
durchgeführt hätte? 

108. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Gierenstein die Verteidigungsanstrengungen des Nord- 

atlantischen Bündnisses den geographischen 
Nachteil des freien Europas zur Sowjetunion 
ausgeglichen haben, und ist sie der Meinung, 
daß auch eine vereinbarte gegenseitige und 
ausgewogene Reduzierung der Streitkräfte in 
Europa an diesem Ausgleich nichts ändern 
darf, solange für die Sicherheit der freien 
Welt militärische Anstrengungen notwendig 
sind? 

109. Abgeordneter Wie verträgt sich die Behauptung des Bundes- 

Gierenstein ministers der Verteidigung in seinem Inter- 

view vom 14. November 1971, der geographi- 
sche Nachteil des freien Europa im Verhältnis 
zur Sowjetunion lasse sich durch keine Politik 
ändern und müsse in Kauf genommen werden, 
mit der Antwort der Bundesregierung vom 
20. Oktober 1971 auf die schriftliche Anfrage 
des Abgeordneten Dr. Riedl (München), in der 
es heißt, daß die Ausgewogenheit „nicht nur 
geographischen Umständen Rechnung zu tra- 
gen" habe? 

110. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt, den bei der 

Dr. Becher Aufnahme der Volksrepublik China in die 

(Pullach) UNO beachteten Grundsatz, ein Land könne 

nur durch eine Regierung vertreten werden, 
auch für Deutschland in Anspruch zu nehmen? 

111. Abgeordneter Ist die. Bundesregierung bereit, unter Berück- 

Dr. Becher sichtigung dieses Grundsatzes davon auszu- 

(Pullach) gehen, daß die Bundesrepublik Deutschland 

nach dem Grundgesetz, nach dem Konkordats- 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts und ge- 
mäß dem Deutschland-Vertrag allein legiti- 
miert ist, „für Deutschland als Vertreterin 
des deutschen Volkes in internationalen An- 
gelegenheiten zu sprechen"? 
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112. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 


Hat der stellvertretende polnische Außenmi- 
nister Willmann in den seiner Erklärung vom 
27. Oktober 1971 vorauf gegangenen Verhand- 
lungen das Ansinnen gestellt, in deutschen 
Schulbüchern auf die Darstellung des fortbe- 
stehenden deutschen Staats in den Grenzen 
vom 31. Dezember 1937 zu verzichten, und hat 
die Bundesregierung — bejahendenfalls — 
dies als Einmischung in die inneren Angele- 
genheiten der Bundesrepublik Deutschland zu- 
rückgewiesen und darauf hingewiesen, daß 
über deutsche Schulbücher die Länder in eige- 
ner ausschließlicher Zuständigkeit befinden 
und auch der Vertrag vom 7. Dezember 1970 
nach seinem Inkrafttreten keine entsprechende 
Handhabe bieten würde, bzw. wird die Bundes- 
regierung, wenn ein derartiges Ansinnen in 
Zukunft gestellt werden sollte, entsprechend 
verfahren? 


113. Abgeordneter Besteht die begründete Aussicht, daß durch 
Dr. Geßner die Verträge mit der Volksrepublik Polen 

und der UdSSR das Schicksal vermißter deut- 
scher Soldaten des Zweiten Weltkriegs in 
stärkerem Maße aufgeklärt werden wird, als 
dies in der Vergangenheit möglich war? 


114. Abgeordneter Ist zu erwarten, daß als Folge der beiden Ver- 
Dr. Geßner träge die Suche nach deutschen Soldatengrä- 

bern in Polen und in der UdSSR erleichtert 
werden wird? 


115. Abgeordnete In welchem Zahlenverhältnis waren die bis- 
Frau von Bothmer her im Rahmen des Kulturabkommens zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Südafrika an südafrikanische Staats- 
bürger gewährten Stipendien auf Kandidaten 
weißer, schwarzer, bzw. anderer Hautfarbe 
verteilt? 


116. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die zwei Mal im 
Werner Jahr stattfindenden Außenministertreffen der 

Europäischen Gemeinschaften für ausreichend, 
um zu einer konkreten Gemeinsamkeit in 
wichtigen außenpolitischen Fragen der Ge- 
meinschaft zu gelangen? 


117. Abgeordneter 

Werner 


Welche Gebiete möglicher europäischer Aus- 
senpolitik betrachtet die Bundesregierung in 
diesem Zusamenhang als vorrangig? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Wie ist der Stand der von der Kommission für 
Dr. Sdunitt- die Reform des Auswärtigen Dienstes emp- 

Vockenhausen fohlenen Neuregelung der Auslandsbesol- 
dung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Chance für 

Baeudile die Möglichkeit, daß die beiden Dürer-Ge- 

mälde Hans und Felicitas Tücher aus dem 
Jahre 1499, die bei Kriegsende aus dem Wei- 
marer Museum abhanden kamen und in die 
Vereinigten Staaten von Amerika gelangten, 
anläßlich des Dürer- Jubiläumsjahres — oder 
auch später — wieder nach Deutschland 
zurückkehren können, und was wurde und 
wird in dieser Richtung unternommen? 

3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Eyrich das kommunistische Ziel der „Aktionseinheit" 

z. B. durch die Bildung einer gemeinschaft- 
lichen Liste des Spartakus-Bundes und des 
Sozialdemokratischen Hochschulbundes für die 
Konventswahl und die gemeinsamen Aktionen 
zur Sprengung der Konventssitzungen an der 
Bonner Universität verwirklicht ist? 

4. Abgeordneter Hat sich die in der Beantwortung der Kleinen 

Dr. Eyrich Anfrage der CDU/CSU-Fraktion vom 4. August 

1971 (Nummer 1) — Drucksache VI/2499 — 
über den Marxistischen Studentenbund Spar- 
takus ausgesprochene Erwartung, daß die Mit- 
glieder des Spartakus-Bundes noch stärker 
als bisher auf die kommunistische Zielsetzung 
ausgerichtet werden, in der Zwischenzeit als 
zutreffend erwiesen? 

Welche Gründe sind maßgebend dafür, daß 
die Rechtspfleger hinsichtlich ihrer Besoldung 
nach unterschiedlichen Klassen bewertet wer- 
den, so daß — ich verweise auf die Vorlage 
der Rechtsverordnung zu § 5 Abs. 6 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes und die entsprechenden 
Vorschläge des Bundesrates in der Drucksache 
VI/2256 — etwa Rechtspfleger mit Tätigkeit 
in Register- und Familienrechtssachen für die 
prozentuale Aufstockung der Besoldungsgrup- 
pen A 11 bis A 13 nicht in Frage kommen 
sollen? 


5. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 
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6. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Welche Überlegungen haben die Bundesregie- 
rung daran gehindert, entsprechend der Vor- 
lage des Bundesrates in Anlage 2 der Drude- 
sache VI/2256 die unter Punkt 2 genannten 
Beamten „des gehobenen technischen Dienstes, 
die noch ohne Abschluß einer Ingenieurschule 
angestellt worden sind" mit in die Bestim- 
mungen des Artikels II § 2 Abs. 2 des Ersten 
Besoldungsvereinheitlichungs- und Neurege- 
lungsgesetzes vom 18. März 1971 hineinzu- 
nehmen, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, den Artikel II § 2 Abs. 2 dahin gehend 
zu ergänzen, daß der genannte Vorschlag des 
Bundesrates berücksichtigt wird? 


7. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, den von der 
„Kommission" und dem „Europäischen Parla- 
ment" unterbreiteten Vorschlag zur Errich- 
tung eines „Europäischen Instituts für Um- 
weltschutz" mit der Zweckbestimmung der 
Koordinierung bestimmter Studien und For- 
schungen auf Gemeinschaftsebene zu unter- 
stützen? 


8. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
ein solches Institut möglichst rasch geschaffen 
werden muß, um zu vermeiden, daß die Mit- 
gliedstaaten im Bereich des Umweltschutzes 
einerseits unterschiedliche oder gar entgegen- 
gesetzte Initiativen entwickeln und anderer- 
seits überflüssige und kostspielige Doppelar- 
beit leisten? 


9. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Polizeivollzugsbeamten des Bundesgrenzschut- 
zes überwiegend nicht in den Genuß der nicht- 
ruhegehaltfähigen Stellenzulage von 50 DM 
gemäß Artikel II § 7 Abs. 2 des Ersten Geset- 
zes zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
kommen, weil die Bestimmungen zu eng ge- 
faßt sind? 


10. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Ausbildungsrichtlinien des Bundesgrenzschut- 
zes nur einen Außendiensteinsatz bis zu 
50% der regelmäßigen Arbeitszeit zulassen 
und dadurch die geforderte überwiegende 
Verwendung im Gelände und Außendienst 
nicht erreicht werden kann? 


11. Abgeordneter 

Weigl 


Bis wann kann mit einem Verbot des Einbaus 
von Telefonabhöranlagen gerechnet werden? 


12. Abgeordneter Inwieweit ist in der Bund-Länder-Kommission 

Wagner zur Ämterbewertung der Justizbereich ver- 

(Günzburg) treten ? 
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13. Abgeordneter 

Hansen 


14. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


15. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


16. Abgeordneter 

Zander 


17. Abgeordneter 

Zander 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
in der Düsseldorfer Ausgabe der Rheinischen 
Post vom 25. November 1971 bekanntgegebe- 
nen Lärmschutzzonen für den Flughafen Düs- 
seldorf-Lohausen sich durch die Ausführungs- 
bestimmungen zum Fluglärmgesetz nicht mehr 
ändern werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, das Problem 
des gesundheitsschädigenden Lärms, insbe- 
sondere im Hinblick auf den Fluglärm, durch 
die Vergabe entsprechender Forschungsauf- 
träge einer umfassenden wissenschaftlichen 
Analyse zu unterziehen, an deren Durchfüh- 
rung mehrere Institute zu beteiligen sind? 

In welcher Form und mit welchem Ziel bemüht 
sich die Bundesregierung um eine bundesein- 
heitliche Regelung der Kompetenzen für die 
Lärmschutzbeauftragten der Flughäfen in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Wieviel Büros unterhält die unter der Bezeich- 
nung „Comitato Tricolore" auftretende italie- 
nische neofaschistische Partei Movimento So- 
ciale Italiano (MSI) in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Akti- 
vitäten dieser italienischen Partei im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


18. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung, auf die 

Blumenfeld von dem französischen Staatspräsidenten 

Pompidou in seiner letzten Pressekonferenz 
abgegebene Erklärung zu reagieren, daß eine 
bessere Koordinierung der EWG-Staaten hin- 
sichtlich der Exportförderungsmaßnahmen 
(Kreditpolitik usw.) in die Ostblockländer er- 
forderlich sei? 


19. Abgeordneter Welche Vorschläge gedenkt die Bundesregie- 
Blumenfeld rung im Ministerrat der Europäischen Ge- 

meinschaften vorzulegen, um eine Harmoni- 
sierung der Bedingungen für die industrielle 
Kooperation der EWG-Staaten mit den Ost- 
blockländern zu erreichen? 


20. Abgeordneter Welche Gründe hat die Bundesregierung ge- 
Rock habt, um in einer Verordnung vom 30. Juni 

1970 zum Gesetz über Einheiten im Meßwesen 
anstatt des typografischen Punktes ab 1978 
das metrische System einzuführen? 
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21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Rode Bundesverband Druck in einem ausführlichen 

Gutachten bewiesen hat, daß die Umstellung 
auf das metrische System aus wirtschaftlichen 
und technischen Gründen im grafischen Ge- 
werbe nicht möglich ist, und ist sie bereit, die 
Verordnung vom 30. Juni 1970 aufzuheben? 

22. Abgeordneter Welche Maßnahmen konjunkturpolitischer und 

Dr. Rinsche strukturpolitischer Art wird die Bundesregie- 

rung einleiten, um die für die kommenden 
Monate gefährdet erscheinenden Arbeitsplätze 
in der östlichen Randzone des Ruhrgebiets zu 
sichern und die Wettbewerbsfähigkeit der dort 
ansässigen Exportindustrie zu verbessern? 

23. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die der bayerischen 

Weigl Staatsregierung in der Sitzung des Planungs- 

auschusses am 16. Dezember 1970 gegebene 
Zusage auf Einschränkung der regionalen 
Aktionsprogramme auf standortungünstige 
Räume verbinden mit der Gleichstellung der 
überregionalen und der regionalen Schwer- 
punktorte im Zonenrandgebiet in der Höchst- 
förderung bei Industrieansiedlung bzw. -er- 
weiterung? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung zugunsten der oberpfälzischen Kaolin- 
industrie ergreifen, die durch die Einführung 
von Notstandstarifen seitens der SNCF für 
die französischen Betriebe mehr und mehr aus 
dem west-, südwestdeutschen und italienischen 
Markt verdrängt wird und dadurch in ihrer 
Existenz ernsthaft gefährdet ist? 

Hält es die Bundesregierung für rechtlich zu- 
lässig, daß eine öffentlich-rechtliche Rund- 
funkanstalt ein Europa-Pokal-Fußballspiel nur 
unter der Bedingung zu übertragen bereit ist, 
daß die Umsatzsteuer für das Sendehonorar 
von einem der beiden an dem zu übertragen- 
den Spiel beteiligten Vereine getragen wird, 
und was gedenkt die Bundesregierung gege- 
benenfalls zu tun, um ein derartiges Verhalten 
künftig auszuschließen? 

26. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen gediehen, 

Dr. Häfele die Schwierigkeiten zu mindern, die sich im 

deutsch-schweizerischen Grenzgebiet ergeben, 
etwa für den deutschen Einzelhandel? 

27. Abgeordneter Kann bei der Schweiz erreicht werden, daß 

Dr. Häfele sie für ihre Bürger wenigstens die gleichen 

zollfreien Einfuhrmöglichkeiten zuläßt, wie 
die Bundesrepublik Deutschland dies groß- 
zügig für Einfuhren aus der Schweiz einräumt? 


25. Abgeordneter 

Wende 


24. Abgeordneter 

Dr. Jobst 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


28. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es aus volksgesund- 
Wuwer heitlichen Gründen für nützlich und haushalts- 

politisch vertretbar, den verstärkten Anbau 
von biologisch-dynamisch gezogenen landwirt- 
schaftlichen Produkten zu fördern? 


29. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Welche Maßnahmen denkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die finanziellen Ein- 
bußen der Fischereiverbände und Berufsfischer 
auszugleichen, die ihre Fänge wegen eines das 
gesetzlich zulässige Maß überschreitenden 
Quecksilbergehalts im Fleisch der Fische nicht 
absetzen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


30. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


31. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


32. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


33. Abgeordneter 

Peiter 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Anregung 
des Reichsbundes der Kriegs- und Zivilbe- 
schädigten, Sozialrentner und Hinterbliebenen, 
Kreisverband Stormarn, aufzunehmen und die 
flexible Altersgrenze so zu gestalten, daß 
Schwerbeschädigte unter Zugrundelegung 
einer 5jährigen Zurechnungszeit schon mit 
60 Jahren ausscheiden können, so daß sie 
denselben Rentenanspruch haben, wie ein 
Nichtschwerbeschädigter, der mit 65 Jahren 
ausscheidet? 

Wie beurteilt die Bundesregierung Presse- 
berichte, wonach einzelne Betriebe dazu über- 
gegangen sind, kranke Mitarbeiter durch pri- 
vate Auskunfteien überwachen zu lassen, und 
hält die Bundesregierung diese Kontrolldienste 
insbesondere für mit der Verfassung und dem 
Betriebsverfassungsgesetz vereinbar? 

Steht das vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung herausgegebene Aktionspro- 
gramm „Berufliche Bildung" der Bundesregie- 
rung auch an den Schulen des Freistaats Bay- 
ern zur Information und Verwendung zur Ver- 
fügung? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
kurzfristig gekündigten Angestellten des ge- y 
schlossenen Zweigwerks einer Kleiderfirma in 
Kaub schnell und unbürokratisch dadurch zu 
helfen, daß bis zu den sich abzeichnenden 
ÜbernahmemöglicEkeiten im Zuge des Aus- 
baus heimischer Firmen Mittel zur beruflichen 
Weiterbildung zur Verfügung gestellt werden? 
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34. Abgeordneter Welche anderen Möglichkeiten sieht die Bun- 
Peiter desregierung, in diesem und in gleich gelager- 

ten Fällen zu verhindern, daß insbesondere in 
strukturschwachen Gebieten — die im übrigen 
durch regionale Aktionsprogramme weiter- 
entwickelt werden sollen — zusätzliche Pend- 
lerprobleme durch gezielte Unterstützung ge- 
fährdeter Arbeitsplätze zu vermeiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


35. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Ver- 

Röhner teidigungsbezirkskommando für Oberfranken 

in Bayreuth auf Grund personeller Unterbe- 
setzung nicht voll und selbständig arbeits- 
fähig ist, und ist die Bundesregierung bereit, 
in Oberfranken Einheiten des Terr-Heeres 
aufzustellen sowie das „freiwillige Engage- 
ment" der Reservisten im VdRBw e. V. in 
Oberfranken zu honorieren, wie es in rück- 
wärtigen Verteidigungsbezirkskommandos in 
Verbindung mit bestehenden Verteidigungs- 
kreiskommandos und mob-mäßig bestehenden 
Sicherungskompanien in Jägeraufklärungs- 
zügen (JgAufklZg) bereits geplant ist? 

36. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Verbindung 

Röhner mit den oben genannten Maßnahmen in Ober- 

franken neben dem Verteidigungsbezirks- 
kommando zusätzlich ein Verteidigungskreis- 
kommando aufzustellen und für Reservisten 
ein Ausbildungszentrum (TH) einzurichten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend f Familie und Gesundheit 

37. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung in den ver- 

Rollmann gangenen Jahren getan, um ein europäisches 

Jugendwerk zu schaffen? 

38. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun, um ihre 

Rollmann Bemühungen um die Gründung eines europäi- 

schen Jugendwerks zum Abschluß zu bringen? 

39. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Bestrebungen be- 

Dr. Evers kannt, die hygienischen Bedingungen in den 

Krankenhäusern dadurch zu verbessern, daß 
Krankenhausbesucher gehalten werden, Pla- 
stik-Folienüberschuhe anzulegen, um auf diese 
Weise zu verhindern, daß Schmutz und Bak- 
terien in die Krankenhäuser eingeschleppt 
werden? 
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40. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Dr. Evers diesen Bestrebungen bei, und welche Maßnah- 

men sind gegebenenfalls beabsichtigt? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


41. Abgeordneter Trifft es zu, daß noch ein nennenswerter Be- 

Picard darf an Zuschüssen für die Errichtung von 

Stammgleisen, Ladegleisen und Nebenan- 
schlüssen an solchen Stammgleisen zur Förde- 
rung des Gleisanschluß- und kombinierten 
Verkehrs über das Jahr 1972 hinaus besteht 
und deshalb eine über diesen Zeitpunkt hin- 
ausgehende Bezuschussung wünschenswert 
oder gar notwendig wäre? 

42. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Picard das 1972 auslaufende Förderungsprogramm 

auf andere Weise weiterzuführen? 

43. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung — auch im Hin- 

Hansen blick auf die Regelung der neuen Straßenver- 

kehrs-Ordnung — für sinnvoll, die Aus- 
rüstung von Personenkraftwagen mit einem 
rechten Außenspiegel gesetzlich vorzuschrei- 
ben? 

44. Abgeordneter Hält es der Bundesminister für Verkehr aus 

Baier finanziellen und verkehrspolitischen Gründen 

für vertretbar, daß Stützmauern an Bundes- 
straßen in aufwendiger Weise mit Natur- 
steinen verblendet werden und dadurch, wie 
das Beispiel Umgehungsstraße B 292 Aglaster- 
hausen zeigt, eine Fahrtrichtung erst Monate 
später freigegeben werden kann? 

Kann die Bundesregierung zusichern, daß 
— solange der notwendige Ausbau des Bahn- 
hofs Kitzingen mit Unterführungen nicht er- 
folgt — die Bahnsteige wenigstens unverzüg- 
lich befestigt werden, da der derzeitige Zu- 
stand vor allem an nassen Tagen sowohl für 
die Bahnbeamten wie für die Reisenden nur 
schwer zumutbar ist? 

46. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darauf hinwirken, 
Dr. Schulze- daß die der Deutschen Bundesbahn bekannten 

Vorberg Wünsche aus dem Raum Kitzingen berücksich- 

tigt werden und einige D-Züge — vor allem 
der D 222 Wien-Holland-Express Richtung 
Frankfurt — im Bahnhof Kitzingen künftig 
wieder halten? 


45. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 
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47. Abgeordneter Besteht auch nach der Antwort vom 3. Novem- 

Dr. Schmitt- ber 1971 (Stenographischer Bericht über die 

Vockenhausen 149. Sitzung am 5. November 1971, Seite 8582) 

auf meine Anfrage vom 22. Oktober 1971 eine 
Notwendigkeit für einen Lärmschutz im Be- 
reich der Gemeinde Weilbach dadurch, daß der 
Autobahnverkehr durch die Fahrbahnerweite- 
rung stark zunimmt, und gibt es dafür schon 
Vorberechnungen ? 

48. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß die für das 

von Thadden Saarland wichtige Strecke Saarbrücken/Bre- 

bach — Saargemünd in das Elektrifizierungs- 
programm der Deutschen Bundesbahn aufge- 
nommen wird? 

49. Abgeordneter Welches waren die Gründe dafür, daß diese 

von Thadden Strecke in das jüngste Elektrifizierungspro- 

gramm nicht aufgenommen wurde? 

50. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ver- 

lenzer besserung der Nahverkehrsverbindung auf der 

Bundesbahnstrecke Stockhausen (Kreis Wetz- 
lar)/Beilstein (Dillkrcis), um den oberhalb der 
Haltestelle Ulmtal/Ortsteil Allendorf wohnen- 
den Pendlern eine frühere Heimfahrt zu er- 
möglichen? 

51. Abgeordneter Welche Fahrplanänderungen und Fahrtver- 

Lenzer längerungen der Triebwagen Pt 3684 und 

Pt 3688 sind in diesem Zusammenhang mög- 
lich? 

52. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind geplant, um die 

Dr. Hammans katastrophale Verkehrssituation an der Bun- 

desstraße 509 im Ortsteil Mülhausen der Ge- 
meinde Grefrath im Kreise Kempen-Krefeld 
zu ändern? 

53. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß während 

Meister der Kommunalwahlkämpfe an und in Bahn- 

höfen Wahlplakate angebracht worden sind, 
und hält die Bundesregierung einen Bahnhof 
für die geeignete Stätte einer Wahlkampf- 
auseinandersetzung? 

54. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 

Pfeifer allein auf dem ca. 25 km langen Teilstück der 

B312 zwischen Metzingen und Bernhausen im 
Zeitraum eines Jahrs über 480 Verkehrsun- 
fälle ereignet haben, und welche der in der 
Antwort der Bundesregierung vom 12. No- 
vember 1971 auf meine entsprechende Anfrage 
hin angekündigten Maßnahmen hält die Bun- 
desregierung in der nahen Zukunft konkret 
für erforderlich und realisierbar, um die Ver- 
kehrssicherheit auf diesem Straßenstück zu 
erhöhen bzw. den Verkehr insgesamt flüssiger 
werden zu lassen? 
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55. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung, daß bei Auslands- 

Dr. Schulz flügen vom Rhein-Main-Flughafen aus nach 

(Berlin) wie vor umständliche und zeitraubende Leibes- 

und Gepäckvisitationen erfolgen? 

56. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 

Dr. Schulz solche Maßnahmen den Abflug eines bereits 

(Berlin) verspäteten Flugzeugs um eine weitere halbe 

Stunde verzögern, wie es die Passagiere der 
Alitalia-Maschine nach Rom am Abend des 
19. November 1971 erleben mußten? 

57. Abgeordneter Wie weit ist der Stand der Planungen des 

Wende Ausbaus der insbesondere aus Anlaß der 

Olympischen Spiele für den gesamten Raum 
Allgäu/Bodensee international verkehrswich- 
tigen Bundesstraße 18 zwischen Memmingen 
und Leutkirch? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


58. Abgeordneter Mit welchem Betrag wird die Zeitschrift 

Meinike „Freiheitsglocke", Organ der Vereinigung der 

(Oberhausen) Opfer des Stalinismus e. V., Bonn, jährlich 

aus Bundesmitteln unterstützt? 

59. Abgeordneter Welche Überlegungen haben die Bundesregie- 

Gottesleben rung veranlaßt, die Zuwendungen zur Ein- 

richtung von Schulen und Kindergärten im 
Zonenrandgebiet und von Schulen in Grenz- 
gebieten — Einzelplan 27 Titel 882 01 — bis- 
her 35 Millionen DM, von denen 1970 22 Mil- 
lionen DM in Anspruch genommen worden 
sind, künftig, wie aus den Erläuterungen zu 
diesem Titel hervorgeht, in Wegfall kommen 
zu lassen? 

60. Abgeordneter Teilt nicht vielmehr auch die Bundesregierung 

Gottesleben die Auffassung, daß Schulen und Kindergär- 

ten in dünn besiedelten Grenzräumen und im 
Saarland mit heute noch unter den Kriegsfol- 
gen leidenden und der Entvölkerung in be- 
sonderem Maße ausgesetzten Gemeinden, un- 
geachtet ihrer bildungspolitischen und ge- 
samtdeutschen Aufgabe, sowohl erzieherisch 
wie auch schulorganisatorisch besonders ge- 
artete gesellschaftliche und strukturelle Pro- 
bleme stellen und nicht allein von daher ein 
Wegfall der Förderung des Schulbaus aus 
Bundesmitteln in besonderem Maße für be- 
denklich erscheint? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


61. Abgeordneter 

Dr. Miltner 


62. Abgeordneter 

Dr. Miltner 


63. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


04. Abgeordneter 

Pfeifer 


65. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


66. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


67. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Hält die Bundesregierung Vorgänge, wie sie 
sich vor einigen Tagen an der Bonner Uni- 
versität bei der zweimaligen Sprengung der 
Konventssitzungen durch Mitglieder des Spar- 
takus-Bundes und des Sozialdemokratischen 
Hochschulbundes zugetragen haben, für er- 
träglich? 

Mit welchen konkreten Maßnahmen will die 
Bundesregierung angesichts der Vorgänge an 
der Bonner Universität im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten die Länder in der Sicherung 
der Freiheit von Forschung und Lehre und der 
inneren Ordnung der deutschen Hochschulen 
unterstützen? 

Läßt die enge Zusammenarbeit des Sozialde- 
mokratischen Hochschulbundes mit dem Spar- 
takus-Bund an zahlreichen deutschen Hoch- 
schulen darauf schließen, daß die Bestrebun- 
gen des Sozialdemokratischen Hochschulbun- 
des sich zumindest teilweise gegen die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung rich- 
ten? 

Welche Maßnahmen sind dem Bund nach An- 
sicht der Bundesregierung gegeben, wenn nach 
ihrer Auffassung in einem konkreten Fall 
weder die betreffende Universität noch das 
zuständige Land darauf hinwirken, daß alle 
Mitglieder einer Hochschule ihre Aufgaben 
in der durch Artikel 5 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes verbürgten Freiheit erfüllen können? 

Welche Vorhaben wurden im Sachbereich 
Neue Technologien des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft in den Jahren 
1967 bis 1971 genehmigt, und von welchen 
natürlichen oder juristischen Personen mit 
welchem Aufwand durchgeführt? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß 
bei der Vergabe von Mitteln aus dem Sach- 
bereich Neue Technologien des Bundesmini- 
steriums für Bildung und Wissenschaft eine 
Chancengleichheit sowohl für individuelle Er- 
finder, Unternehmen mittlerer Größe, Unter- 
nehmensgruppen als auch für sonstige Per- 
sonen existiert? 

Inwieweit hält die Bundesregierung das 
„Deutschland-Magazin" für geeignet, an Schu- 
len zur objektiven Information und zur Ver- 
wendung im staatsbürgerlichen Unterricht zu 
dienen? 


Bonn, den 26. November 1971 
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